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II. Die Insolvenzfähigkeit des Schuldners 
 

Grundsätzlich kann über das Vermögen jeder natürlichen 
Person (auch Minderjährige ab Vollendung der Geburt), Ein-
zelunternehmer, juristischen Personen und auch über das 
Vermögen von Personengesellschaften das Insolvenzver-
fahren eröffnet werden (§ 11 Abs. 1 Satz 1 InsO).  
 
Die Insolvenzfähigkeit natürlicher Personen endet mit dem 
Tod. Ein bereits eröffnetes Insolvenzverfahren wird jedoch 
trotz des Todes des Insolvenzschuldners kraft Gesetzes 
nicht beendet. Ein solches Verfahren wird dann durch Ge-
richtsbeschluss in ein Nachlassinsolvenzverfahren über-
geleitet (BGH, ZInsO 2004, 270). Dieses ist anschließend 
ggf. mangels Masse nach § 207 InsO einzustellen. 
 
Auch sind rechtlich nicht selbständige Personenver-
einigungen und Vermögensmassen mit ihrem gesamten 
Sondervermögen insolvenzfähig (§ 11 Abs. 2 InsO). In 
solchen Fällen ist zu beachten, dass ein derartiges 
Insolvenzverfahren sich nicht auch gleichzeitig auf das 
Privatvermögen der einzelnen Gesellschafter/Teilhaber 
erstreckt.  
 
Umgekehrt wird bei einem Insolvenzverfahren über das 
Privatvermögen eines Gesellschafters oder aller Gesell-
schafter nicht gleichzeitig auch ein Insolvenzverfahren über 
das Gesamthandsvermögen der Gesellschaft durchgeführt. 
Die Auseinandersetzung des Gesamthandsvermögens 
erfolgt in derartigen Fällen außerhalb des Insolvenz-
verfahrens über das Vermögen der beteiligten Personen 
(vgl. § 84 InsO). 
 
 
 
 
 
 
 



III. Der Eigenantrag 
 
1. Die Antragsberechtigung 
 

Jeder Schuldner ist grundsätzlich zur Stellung eines 
Eröffnungsantrags über sein eigenes Vermögen berechtigt 
(§ 13 Abs. 1 InsO). In einem schriftlichen Eigenantrag muss 
der Schuldner jedoch den Eröffnungsgrund substantiiert und 
nachvollziehbar darstellen, braucht ihn jedoch nicht glaub-
haft zu machen. Wenn jedoch bereits ein Insolvenzverfahren 
über das Vermögen des Schuldners eröffnet ist, dann sind 
weitere Anträge über das bereits insolvenzbefangene 
Vermögen unzulässig (BGH, ZInsO 2008, 924). 
Dementgegen kann jedoch über das Vermögen des 
Schuldners, das ein Insolvenzverwalter nach § 35 Abs. 2 
InsO in einem bereits laufenden Insolvenzverfahren freige-
geben hat, ein Insolvenzantrag gestellt und ein zweites 
Verfahren eröffnet werden (BGH, ZinsO 2011, 1349). 
 
Das Antragsrecht bei juristischen Personen steht jedem 
Mitglied des Vertretungsorgans zu. Bei einer Gesellschaft 
ohne Rechtspersönlichkeit oder bei einer KGaA hat jeder 
persönlich haftende Gesellschafter sowie jeder Abwickler ein 
Antragsrecht (§ 15 InsO). Hat eine GmbH mehrere 
Geschäftsführer, so kann ein verbliebener Geschäftsführer 
den Insolvenzantrag unter den Voraussetzungen nach § 13 
Abs. 2 InsO zurücknehmen, den ein abberufener Geschäfts-
führer vor seiner Abberufung gestellt hat. 
 
Einem Eröffnungsantrag, der ausschließlich auf eine Ab-
weisung des Antrags wegen einer nicht vorhandenen 
kostendeckenden Masse gestellt wird, fehlt das Rechts-
schutzinteresse und er ist als unzulässig zurückzuweisen 
(BGH, ZInsO 2020, 1250 f. betr. Firmenbestattung). 
 
 
 
 
 



2. Die Antragspflicht 
 
Die Eröffnungsantragspflicht ist als eine Schutzpflicht für 
derartige Fälle vorgesehen, in denen den Gläubigern nur ein 
beschränkt haftendes Vermögen der Gesellschaft zur 
Verfügung steht. Diese gesetzliche Verpflichtung ist rechts-
formunabhängig in § 15a InsO geregelt.  
 
Somit unterfallen dieser Regelung auch Auslandsgesell-
schaften, die ihren Sitz im Inland haben. 
 
Die Antragspflicht entsteht mit dem Eintritt der materiellen 
Insolvenzreife, also bei Zahlungsunfähigkeit oder Überschul-
dung der Gesellschaft (nicht jedoch schon bei drohender 
Zahlungsunfähigkeit). Grundsätzlich soll ein Eröffnungs-
antrag unverzüglich nach Eintritt eines Insolvenzgrundes 
gestellt werden. Insbesondere, wenn erkennbar ist, dass 
Sanierungs- oder andere Finanzierungsmöglichkeiten nicht 
vorhanden sind. Die Antragspflicht ist zeitlich betreffend der 
einzelnen Insolvenzgründe in § 15a Abs. 1 Satz 2 InsO 
modifiziert1 worden: 
 

➢ Bei Zahlungsunfähigkeit ist die Karenzzeit zur 
Antragstellung auf maximal 3 Wochen nach deren 
Eintritt festgeschrieben; 

➢ bei Überschuldung besteht eine Karenzzeit von 
maximal 6 Wochen nach Eintritt der Überschuldung. 

 
Zur materiellen Insolvenzreife, also dem Vorliegen eines 
Insolvenzeröffnungsgrundes, siehe die Ausführungen unten 
zu diesen Punkten. 
 

 
1 Neuregelung mit Wirkung für Verfahren ab dem 1.1.2021 durch 
SanInsFoG, siehe Fn. 3. 


